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§ 1 Einleitung

A. Status quo ante

Die Römischen Verträge über die Gründung der Europäischen Gemein-
schaft (EGV)1 postulieren die Freiheit des Waren-, Dienstleistungs- und
Kapitalverkehrs über die mitgliedstaatlichen Grenzen hinweg. Kehrseite
dieser Medaille ist, dass auch rechtliche Streitigkeiten nicht vor
Landesgrenzen Halt machen. Je mehr der Handel zwischen den EG-Staaten
floriert, desto häufiger gibt es Anlass, Gerichte zur Klärung streitiger
Fragen anzurufen. Um ein geordnetes Prozesswesen sicherzustellen, sind
(gemeinsame) Regeln darüber, wo geklagt werden darf oder muss, ebenso
unerlässlich wie Vorschriften zur grenzüberschreitenden Zustellung von
Schriftstücken und zur Beweiserhebung in anderen Staaten.

Nicht nur der Weg zum Titel war indes in den vergangenen 50 Jahren
einer notwendigen Europäisierung unterworfen. Mindestens ebenso
wichtig war die Vereinheitlichung von Regelungen darüber, ob und unter
welchen Voraussetzungen der in einem Mitgliedstaat erlangte Titel in den
anderen Mitgliedstaaten vollstreckt werden kann.2

In Art. 220 EGV a.F. hatten sich die Gründungsstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft 1957 verpflichtet, „die Vereinfachung der Förm-
lichkeiten für die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung richter-
licher Entscheidungen und Schiedssprüche“ voranzutreiben. Ein erster
Schritt gelang elf Jahre später, als die damaligen EG-Mitgliedstaaten im
EuGVÜ3 neben Regelungen zur internationalen Zuständigkeit auch ge-
meinsame Vorschriften zur gegenseitigen Urteilsanerkennung und -voll-
streckung vereinbarten. Mehr als 30 Jahre später wurde diese staatsvertrag-

1 Vom 25. März 1957 (BGBl. 1957 II 766).
2 Interessanterweise war bis ins 19. Jahrhundert eine Anerkennung und Vollstreckung

fremder Urteile selbstverständlich. Erst mit den Nationalisierungsbestrebungen traten
Souveränitätsgedanken und das Ziel des Schutzes der eigenen Bürger in den
Vordergrund; vgl. hierzu Schack, IZVR, Rn. 786.

3 Brüsseler EWG-Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und Voll-
streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 27. September
1968 (in Kraft getreten am 1. Februar 1973), BGBl. 1972 II 774.
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liche Vereinbarung in sekundäres Gemeinschaftsrecht – namentlich in die
EuGVVO4 – überführt.

Dennoch findet eine Vollstreckung deutscher Urteile im Ausland in der
Praxis bis heute selten statt. Wird in Deutschland ein Urteil gegen eine
ausländische Partei erstritten, so wird – auch von international operieren-
den Kanzleien – nicht der mühsame Weg von Exequatur und
Vollstreckung in einem fremden Rechtssystem und in einer fremden
Verhandlungssprache gewählt. Einfacher und preiswerter ist es beispiels-
weise, die Grenzen einer Vollstreckung in Deutschland auszuloten: Wird
etwa der Schuldner5 in absehbarer Zeit auf einer Messe im Inland vertreten
sein,  so  bietet  es  sich  an,  dort  mit  den  Vollstreckungsaktivitäten  zu
beginnen. Dies gilt selbst dann, wenn keine wertvollen Exponate
ausgestellt werden, die sich pfänden und gewinnbringend versteigern
ließen. Ersatzweise werden Stühle, Prospekte und sogar Visitenkarten
gepfändet. Der geringe materielle Wert, den diese Gegenstände für den
Gläubiger besitzen, wird durch die wirtschaftliche Bedeutung der
Gegenstände für den ausstellenden Schuldner wettgemacht. Ohne Stühle,
Prospekte  und  Visitenkarten  keine  Messe!  Eine  zügige  Zahlung  –  bis
Messebeginn – rückt damit in greifbare Nähe. Eine ähnliche Wirkung
zeitigen wiederholte Taschenpfändungen bei leitenden Angestellten des
schuldnerischen Unternehmens.

Diese Praxis zeigt, dass eine (weitere) Vereinfachung der grenzüber-
schreitenden Vollstreckung dringend notwendig war, um dem Gläubiger
eine effektive und effiziente Durchsetzung seiner Ansprüche zu
gewährleisten.6 Allerdings hat eine solche weitere Vereinfachung auch ihre
Kehrseite: Jede Vereinfachung der grenzüberschreitenden Vollstreckung
bedeutet nahezu automatisch ein Minus an Kontrolle der zu vollstrecken-

4 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und die
Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen, vom 22. Dezember 2000 (in Kraft getreten am 1. März 2002),
ABl. EG 2001 L 12/1.

5 Vollstreckungsschuldner ist regelmäßig der Beklagte des Ursprungsverfahrens. Eine
andere Konstellation ist allerdings nicht ausgeschlossen. Wurde etwa die Klage
zurückgewiesen, so kann der Beklagte an einer Vollstreckung der Kostenentscheidung
interessiert sein; er ist dann selbst Vollstreckungsgläubiger. Die EuVTVO spricht daher
nicht mehr von Kläger und Beklagten, sondern von Schuldner und Gläubiger. Im Rahmen
dieser Arbeit werden die verschiedenen Begrifflichkeiten der Einfachheit halber synonym
gebraucht.

6 Bereits an dieser Stelle sei jedoch auch darauf hingewiesen, dass die Vereinfachung
des Vollstreckbarerklärungsverfahrens nur die halbe Miete sein kann. Eine Voll-
streckungsgrundlage wird dann zur leeren Hülle, wenn das Vollstreckungsprocedere
selbst nach wie vor große Schwierigkeiten bereitet. Diese Schwierigkeiten zu
untersuchen, kann indes nicht Thema dieser Arbeit sein.
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den Entscheidung und damit potentiell ein größeres Risiko für den
Schuldner der zu vollstreckenden Forderung

B. Gegenstand der Arbeit und Gang der Untersuchung

Mit der Verordnung (EG) Nr. 805/2004 des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Einführung eines Europäischen Vollsteckungstitels
(EuVTVO)7 hat der europäische Gesetzgeber einen (weiteren) Schritt in
Richtung Urteilsfreizügigkeit getan. Eine in einem Mitgliedstaat ergangene
Entscheidung kann8 künftig in diesen Mitgliedstaat selbst als Europäischer
Vollstreckungstitel (EuVT) bestätigt und ohne weitere Zwischenschritte in
allen anderen Mitgliedstaaten vollstreckt9 werden,  als  wäre  er  dort
ergangen.

Die Neuerungen der EuVTVO sind aus diesem Grund in der Literatur
als „Systemwechsel“ und „revolutionärer Schritt“ bezeichnet worden.10 Im
Rahmen dieser Arbeit soll untersucht werden, inwieweit die Neuerungen
der EuVTVO diese Attribute verdienen. Hierbei soll besonderes
Augenmerk auf dem Spannungsverhältnis zwischen Interessen des
Vollstreckungsgläubigers und des Vollstreckungsschuldners liegen; es soll
mithin untersucht werden, ob die EuVTVO die widerstreitenden Interessen
in einen angemessenen Ausgleich bringt.

Gegenstand dieser Arbeit ist daher eine genaue Analyse des Fortschritts
auf dem Gebiet der Vollstreckbarerklärung – seiner Entwicklung, seines
Ausmaßes und seiner rechtlichen und rechtspolitischen Problematik. Dies
erfordert folgenden Dreischritt:

7 Vom 21. April 2004; ABl. EG 2004 L 143/15; Berichtigung ABl. EG L 97/64.
8 Die EuVTVO titt neben die EuGVVO. Der Gläubiger kann daher nach den Regeln

der EuVTVO vorgehen; er kann sich aber auch weiterhin des Verfahrens der EuGVVO
bedienen. Allerdings wird vertreten, dass der Gläubiger sein Rechtsschutzbedürfnis für
ein Exequaturverfahren nach EuGVVO verliert, wenn er einen Antrag auf Bestätigung als
EuVT gestellt hat; Hüßtege, in: FS Jayme, 371, 375.

9 Die Wirkung des EuVT beschränkt  sich indes nicht auf eine europaweite Voll-
streckbarkeit, sondern umfasst in gleicher Weise auch die Anerkennung der
Entscheidung. Dies ergibt sich aus dem Wortlaut des Art. 5 EuVTVO. Die Gegenansicht
(Burgstaller/Neumayr,  ÖJZ 2006,  179,  188)  führt  zu  dem Ergebnis,  dass  ein  Titel  zwar
vollstreckt werden kann, ein Verfahren in der gleichen Sache im Vollstreckungsstaat
jedoch nicht ausgeschlossen ist. Dies birgt die Gefahr eines Vollstreckungskarussells.

10 Rauscher, Der europäische Vollstreckungstitel für unbestrittene Forderungen,
Rn. 13; Kohler, in: Baur/Mansel (Hrsg.), Systemwechsel im europäischen Kollisions-
recht, S. 153; Stadler, IPRax 2004, 2, 5: „Paradigmenwechsel“; Saffenreuther/Kruis,
FAZ vom 4. August 2004, S. 19: „Auftakt zu einer kopernikanischen Wende“; auch
Stein, EuZW 2004, 679, 679 zufolge rührt die EuVTVO „an den Grundfesten des
traditionellen internationalen Zivilprozessrechts“.
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In einem ersten Schritt wird die Entwicklung der grenzüberschreitenden
Vollstreckung in Europa seit dem Beginn des Einigungsprozesses11

aufgezeigt (§§ 2-4).
Die jeweiligen derzeit bestehenden nationalen Regelungen gelten in den

meisten Staaten – wenn auch z.T. geringfügig liberalisiert – heute noch für
die Vollstreckung der Urteile solcher Staaten, die weder der EU angehören
noch Vertragsstaaten des Luganer Übereinkommens12 (LugÜ)  sind.13 Die
anerkennungs- und vollstreckungsrechtliche Situation „innerhalb“ Europas
vor Inkrafttreten des EuGVÜ lässt sich insofern durch eine Betrachtung
der heutigen Rechtslage gegenüber Urteilen aus Staaten „außerhalb“
Europas nachzeichnen. Beispielhaft sollen daher zunächst die diesbezüg-
lichen Vollstreckungsregelungen Deutschlands, Frankreichs, Polens sowie
des Vereinigten Königreichs betrachtet werden, wobei zwischenzeitliche
Veränderungen der entsprechenden Vorschriften aufzuzeigen sind (§ 2).

Als Zwischenschritt auf dem Weg zu einer multilateralen europäischen
Lösung werden ferner einige bilaterale Übereinkommen – beispielhaft
diejenigen Deutschlands mit anderen europäischen Mitgliedstaaten – kurz
betrachtet, bevor das EuGVÜ und in dessen Folge die EuGVVO
ausführlich dargestellt wird (§ 3). Abschließend und schwerpunktmäßig
wird das neue Regelwerk, die EuVTVO, analysiert, werden mögliche
Probleme und Fragestellungen aufgezeigt und Lösungsmöglichkeiten
vorgeschlagen (§ 4).

Dieser erste Schritt dient der Vorbereitung des folgenden zweiten
Schritts, in dem das theoretische und praktische Ausmaß des durch die
EuVTVO initiierten Systemwechsels vor dem Hintergrund der bisherigen
Vollstreckungspraxis genauer analysiert wird (§§ 5 und 6). Die Analyse
des  Ausmaßes  des  Systemwechsels  setzt  aus  zwei  Gründen  eine
Auseinandersetzung mit dem bisherigen Vereinheitlichungsprozess voraus:
Zum einen bedarf es einer exakten Darstellung der Situation vor In-Kraft-
Treten der EuVTVO, um diese der Situation unter Geltung der Verordnung
vergleichend gegenüberstellen zu können. Zum anderen erlaubt die
Darstellung des bisherigen Vereinheitlichungsprozesses eine Beurteilung
des relativen Ausmaßes des Systemwechsels. Hierfür wird zunächst die
(hypothetische) Situation dargestellt, die in Europa ohne EuGVÜ und

11 Der Beginn des Einigungsprozesses soll für den Zweck dieser Arbeit auf die
Unterzeichnung der Römischen Verträge am 25. März 1957 festgelegt werden.

12 Luganer Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil und Handelssachen vom 16. September 1988
(BGBl. 1994 II 2660).

13 Und mit denen auch keine bilateralen Übereinkommen getroffen wurden. Solche
Übereinkommen bestehen etwa im Verhältnis zu der Schweiz (RGBl. 1930 II, S. 1066)
und Israel (BGBl. 1980 II 926). Multilaterale Verträge existieren nur auf dem Gebiet des
Unterhaltsrechts.
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EuGVVO14 bestünde.  Auf  dieser  Grundlage  werden  die  Veränderungen
betrachtet, die EuGVÜ und EuGVVO mit sich gebracht haben. Diese
Veränderungen werden schließlich in Relation zu den Neuerungen der
EuVTVO gesetzt (§ 5).

Ferner gehört zur Analyse des Ausmaßes des Systemwechsels auch ein
Vergleich mit fremden Rechtsordnungen. In einem Exkurs werden daher
– zumindest im Überblick – Unterschiede und Gemeinsamkeiten zu den
Regelungen hinsichtlich der Binnenanerkennung und -vollstreckung in den
USA und der Schweiz aufgezeigt (§ 6).

Zusammengefasst: Der zweite Schritt besteht in einer Bewertung des
Ausmaßes der Neuerungen, der auf drei Vergleichen beruht: erstens auf
einem  Vergleich  des  status  quo  mit  dem  status  quo  ante;  zweitens  auf
einem Vergleich des aktuellen Reformschrittes mit den früheren Reform-
schritten und drittens auf einem Vergleich mit entsprechenden Regelungen
fremder Rechtsordnungen.

In  einem dritten  Schritt  werden  auf  Basis  der  bis  dato  erzielten  Ergeb-
nisse die Neuerungen der EuVTVO zunächst rechtlich und anschließend
rechtspolitisch bewertet (§§ 7-9). Während die Verordnung im Rahmen der
rechtlichen Bewertung (§ 7) an höherrangigem Recht – und damit aus-
schließlich an europäischen Grundrechten15 –  zu  messen  ist,  erfordert  die
rechtspolitische Bewertung (§ 8) hinsichtlich der wesentlichen Neuerungen
insbesondere eine Auseinandersetzung mit dem status quo der Gewährleis-
tung ausreichenden Schuldnerschutzes im bestehenden sekundären Ge-
meinschaftsrecht.16

Hier wie dort wird die Kritik näher untersucht, ein einheitlicher
Rechtsraum, der Voraussetzung für die Schaffung eines Europäischen
Vollstreckungstitels sei, existiere bislang nicht, weswegen der EuVTVO
ein „Element der Fiktion“ innewohne.17

14 Verordnung (EG) Nr. 44/2001des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit un die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, vom
22. Dezember 2000 (in Kraft getreten am 1. März 2002), ABl. EG 2001 L 12/1.
Angesichts des Themas dieser Arbeit wähle ich die Abkürzung mit zwei EuG„V“VO.
Allerdings dürfte sich jenes V in der Praxis künftig als unbedeutend erweisen.

15 Siehe hierzu ausführlich unten, § 7 C. II.
16 Die rechtliche und rechtspolitische Bewertung der EuVTVO stellt den bewussten

Versuch dar, interdisziplinär zu arbeiten. Wenngleich der Schwerpunkt auf der
zivilrechtlichen Erläuterung der Regelungswerke liegt, sind zur Bewertung öffentlich-
rechtliche (insbesondere europarechtliche) Aspekte ebenso notwendig wie rechts-
theoretische bzw. rechtspolitische.

17 Pfeiffer, in: FS Jayme, 675, 683; ähnlich Rauscher, Der Europäische Voll
streckungstitel, Rn. 16: „Traum wechselseitigen Vertrauens“; Kohler, in: FS Geimer,
461, 484: „Wunschvorstellung […], mit der Einheit dort simuliert werden soll, wo
Vielfalt herrscht und respektiert werden sollte“; Rauscher/Papst, in: Rauscher,
Europäisches Zivilprozeßrecht, Einl. EuVTVO, Rn. 15, sprechen angesichts dessen, dass


